Renzo Ambrosetti (59), Unia-Co-Präsident und Kandidat fürs Präsidium.

„Ich halte eine gute Balance“
Neues Unia-Präsidium. Der Kandidat. Er steht seit 13 Jahren an der Spitze der Gewerkschaft: Renzo Ambrosettis Rezept: auf Augenhöhe diskutieren. Und die richtige Aufteilung zwischen Arbeit und Freizeit. 
Work: Renzo Ambrosetti, Sie leiten die Gewerkschaft seit 13 Jahren, zuerst den SMUV, jetzt die Unia. Nun wollen Sie eine weitere Amtszeit anhängen?
Renzo Ambrosetti: Nein, ich werde nicht vier Jahre machen, nur die zwei Jahre plus ein paar Monate bis zu meiner Pensionierung. Die Arbeit macht mir Spass, und ich fühle mich sehr gesund.
Wie hält man sich in so turbulenten Zeiten so lange an der Spitze einer Gewerkschaft?
Man muss die Probleme immer kühl anpacken, man darf sich nicht von den Emotionen treiben lassen. Und ich glaube, dass ich persönlich eine gute Balance halte. Ich nehme mir Zeit für andere Dinge und Menschen. Und mein Hobby, das Bergsteigen … es ist jetzt mehr Wandern, Bergsteigen war 30 Kilo früher, jetzt bin ich zu schwer. Die Balance hilft. Und man muss auf die Leute zugehen und ihnen zuhören und versuchen, mit ihnen auf gleicher Augenhöhe zu diskutieren, nicht von oben herab. So wird man akzeptiert und kann etwas bewirken.
Grosse Organisationen sind auch immer Haifischbecken. Sie haben einen ausgeprägten Machtinstinkt.
Das würde ich nicht so nennen. Aber man muss schon spüren, wie die Dinge laufen, um sie steuern zu können. In Konflikten, mit Arbeitgebern wie intern, schaue ich darauf, wo und wie man die Leute am besten abholen kann, um sie dann zum Mitmachen zu bewegen. Das ist meine diplomatische Art.
Das ist gar nicht mehr so einfach heute. Eben haben die GAV-Verhandlungen in der Maschinen- und Metallindustrie (MEM) begonnen. Und da besteht zum ersten Mal seit 75 Jahren die Möglichkeit, dass man sich nicht auf einen Vertrag einigt.
Es ist eine besondere Situation. Unsere Forderungen sind sehr vernünftig. Wir werden sie durchbringen. Denn das Lohndumping nimmt auch in der Industrie zu, und die Arbeitgeber werden nicht wollen, dass sich der Staat einmischt. In der MEM-Industrie gibt es eine Tradition: Wenn schon regulieren, dann hundertmal lieber mittels Gesamtarbeitsvertrag (GAV) als über den Staat.
Da werden die Arbeitgeber einen grossen Schritt machen müssen. Gerade im Tessin grassiert die Lohndrückerei.
Es gibt Arbeitgeber, die mit Grenzgängern und den Löhnen spekulieren. Wenn die Swatch-Gruppe im Tessin im Moment so viele Jobs schafft, dann wohl darum, weil sie mit tiefen Löhnen spekuliert. Ich verstehe und akzeptiere nicht, dass ein Uhrenarbeiter im Jura, wo auch keine guten Löhne bezahlt werden, 3000 Franken verdient, im Tessin aber nur 2000 Franken bekommt.
Haben Sie dass Herrn Hayek gesagt?
Ja, Hayek senior und auch dem Manager hier im Tessin.
Was hat er geantwortet?
Auf die Antwort des Managers warte ich bis heute. Solche Missstände dürfen nicht toleriert werden. Und das betrifft auch Büroangestellte und die Kolleginnen im Detailhandel. Und sogar die Höherqualifizierten. Bei der Erteilung von Arbeitsbewilligungen für Bankangestellte aus Italien lagen die Löhne früher nie unter 100 000 Franken. Heute werden sie für 60 000 oder weniger in der Schweiz angestellt.
Verstehen Sie, dass auch manche Unia-Mitglieder sauer sind auf die Billiglohn-Konkurrenz?
Diese ausländischen Kolleginnen und Kollegen kommen doch nicht her und sagen: Wir würden gerne weniger verdienen. Sie werden geholt. Das Problem sind nicht sie, sondern die Schweizer Arbeitgeber, die die Krise in Italien ausnützen und von der Situation profitieren. Schuld haben jene, die Leute zu schlechten Bedingungen anstellen. So darf man nicht mit Menschen umgehen. Das ist Wildwest! Deshalb brauchen wir Mindestlöhne und die Solidarhaftung und wirksame flankierende Massnahmen. Manche Arbeitgeber und Kantone spielen mit dem Feuer. Nächstes oder übernächstes Jahr stimmen wir wieder über die Personenfreizügigkeit ab. Ein Nein wäre ein generelles Nein zu den bilateralen Verträgen mit der EU. Das wäre äusserst fatal für unsere Industrie.
Sie gelten als Mann des Konsenses und der Sozialpartnerschaft. Offenbar genügt beides nicht mehr. Was muss die Unia tun?
Wir brauchen eine bessere Präsenz in den Betrieben. Die haben wir in den letzten 35 Jahren teilweise verloren. Mit Unia forte bauen wir das wieder auf. Und wir brauchen einen besseren Schutz der aktiven Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter in den Betrieben. Früher gab es das nicht, dass man sie einfach vor die Türe gestellt hat.
1978 haben Sie als SMUV -Sekretär angefangen. Damals war es einfacher, Gewerkschafter zu sein?
Ja, sicher, und dennoch war es schon damals kein Sonntagsspaziergang. Aber es gab eine andere Kultur, und die Wirtschaft lief besser. Die Verhandlungen waren im allgemeinen einfacher. Zuerst telefonierte man mit dem Arbeitgeberpräsidenten und machte dabei die Lohnerhöhungen ab, und dann hat man sich für den offiziellen Teil zum Essen getroffen. Schliesslich wurde das Ganze bei einem Bocciaspiel besiegelt. Das war’s.
Und heute: kein Telefon mehr?
Man kann schon telefonieren (lacht), aber das Resultat wird nicht sein, dass man sich zu einem Boccalino auf der Bocciabahn trifft. Die Zeiten haben sich dramatisch geändert.
Jetzt tritt eine Firma wie Von Roll aus dem Arbeitgeberverband Swissmem aus, um billige Eurolöhne einführen zu können. Muss die Gewerkschaft noch härter auftreten, stärker die Öffentlichkeit mobilisieren?
Ja, wir müssen deutlich mehr Druck ausüben. Dafür müssen wir vor allem unsere Vertrauensleutenetze in den Betrieben ausbauen. Es ist nicht damit getan, dass ein Gewerkschaftssekretär mit dem Megaphon vor dem Betrieb steht. Doch Fälle wie Von Roll Infratec gehören immer an den Pranger. Es kann nicht sein, dass man so mit den Beschäftigten umgeht. Das beschädigt die Sozialpartnerschaft.
Von der die Arbeitgeber gerne in den höchsten Tönen reden.
Sie nennen die Sozialpartnerschaft ein Erfolgsmodell. Aber was wir da in manchen Firmen heute erleben, greift die Sozialpartnerschaft an. Es wäre Aufgabe der Arbeitgeberverbände, solche Firmen zu denunzieren und zu disziplinieren. Viele Arbeitgeberverbände sind heute viel zu schwach. Es braucht nicht nur starke Gewerkschaften, sondern auch verhandlungsfähige Arbeitgeberorganisationen.
Der Chemiekonzern Lonza macht Milliardengewinne und entlässt 400 Arbeitende, weil die Aktionäre, spekulative US-Fonds, noch mehr Rendite wollen. Da bleibt dann nicht mehr viel Sozialpartnerschaft.
Gar nichts mehr! Das ist absolut inakzeptabel. Dagegen wehren wir uns ganz entschieden, mobilisieren und gehen notfalls bis zum Streik. Die Arbeitgeber werfen uns dann vor, wir verletzten den Arbeitsfrieden. Aber Arbeitsfrieden heisst auch Treu und Glauben. Wenn ein Arbeitgeber dagegen verstösst, kann er sich nicht auf den Arbeitsfrieden berufen.
Vor einiger Zeit hat die Unia bei der Lonza zugestimmt, länger zu arbeiten, und das gratis, um Arbeitsplätze zu retten. Kann die Gewerkschaft noch Hand bieten zu solchen Abmachungen?
Nur in Ausnahmefällen, unter absolut klaren Bedingungen und für eine kurze Dauer, wenn etwa eine Firma auf der Kippe steht. Zudem müssen zuerst andere Instrumente wie Kurzarbeit ausgeschöpft sein. Aber mittelfristig bringen Gratisstunden oder Arbeitszeiterhöhungen nichts. Schauen Sie doch, was mit dem berühmten Krisenartikel 57 im GAV der MEM-Industrie geschieht. Die Arbeitgeber wenden ihn nicht mehr an, weil er nicht funktioniert. Arbeitszeiterhöhungen ohne höheren Lohn zerstören nur das Betriebsklima und die Motivation.
Es war also falsch, bei der Lonza Hand für eine Lösung zu bieten?
Nachher ist man immer klüger. Unsere Strategie war: Wir machen Zugeständnisse, damit retten wir Arbeitsplätze. Aber der Arbeitgeber hat sein Versprechen nicht gehalten. Irgendwelche Aktionäre haben befohlen, und der Manager, mit dem wir die Abmachung getroffen hatten, wurde geschasst.
Hat es in Ihrer Biographie einen Moment gegeben, da Sie gesagt haben: So geht Gewerkschaftsarbeit nicht mehr!
Es waren die Momente, in denen man erkannte, dass sich die Wirtschaft ändert. Etwa in den 1990er Jahren, als die Demontage der Industrie begann. Jetzt sind wir wieder in einer solchen Situation. Wir brauchen eine neue, härtere Strategie. Darum verlangen wir bei den GAV-Verhandlungen, dass die Patrons mit uns zusammen Druck zugunsten einer aktiven Industriepolitik machen. Die Industrie muss Richtung Innnovation, Investitionen und ökosozialen Umbau gesteuert werden. Dieser Umbau hat ein riesiges Potential. Wenn ich sehe, was unsere Nachbarn alles tun, um ihre Industrie zu stärken, frage ich mich, worauf wir in der Schweiz noch warten.
Was halten Sie von Ihrem langjährigen Sozialpartner und heutigen Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann?
Er ist Weltmeister im Surplace, so nennt man den Stehversuch im Radrennsport. Er steht still. Mit Leuten wie Schneider-Ammann, die blauäugig glauben, der Markt werde die Probleme von alleine richten, verlieren wir nur. Das gefährdet Zehntausende von Arbeitsplätzen und den Industriestandort.
Sie haben vor dem letzten Kongress gesagt, man müsse die Regionen stärken. Am Kongress gibt es verschiedene Anträge für eine „Unia von unten“. Heisst das: weniger Macht für die Zentrale?
Sonnenklar ist: Die gewerkschaftliche Arbeit findet auf dem Terrain statt, in den Betrieben und Regionen. Dazu müssen die Regionen ihren Stellenwert haben, und sie müssen dafür eine gewisse Autonomie haben, im Rahmen der Ziele, die wir jährlich abmachen. Es kann nicht alles von oben gesteuert werden.
Sieht das die ganze Geschäftsleitung so?
Es gibt unterschiedliche Strömungen. Manche möchten stärker von oben führen, andere nicht. Es wird Aufgabe der neuen Geschäftsleitung sein, ihre Leitungspolitik festzulegen, selbstverständlich aufgrund der Beschlüsse des Kongresses.
Sind Sie sich aber einig mit der künftigen Co-Präsidentin Vania Alleva darüber, wie viel Basisdemokratie es braucht und wie viel Führung?
Ich denke schon.
Von aussen geben Sie ein interessantes Bild ab: die jüngere Frau und der dienstältere Mann. Hatte man einfach Angst, die Frau allein ins Rennen zu schicken?
Nein. Ich habe schon immer gesagt, dass der Generationenwechsel jetzt kommen muss und dass ich gerne bereit bin, zu dieser Erneuerung beizutragen. Aber ich werde mich nicht in den Vordergrund drängen. Die Zukunft bin nicht ich. Die Zukunft gehört der jüngeren Generation.
Interview: Oliver Fahrni (Foto: Yoshiko Kusano).
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